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Streit um A39: BUND klagt gegen
Lückenschluss zwischen Lüneburg und

Wolfsburg
Umweltschützer klagen gegen den A39-Bau zwischen
Lüneburg und Wolfsburg, kritisieren Umweltfolgen und

streben Stopp der Pläne an.

Lüneburg. Der Bau der Autobahn 39 hält die Gemüter in
Niedersachsen in Aufruhr. Während viele Pendler und
Verkehrsteilnehmer den Lückenschluss zwischen Lüneburg und
Wolfsburg als längst überfällig erachten, setzen Umweltschützer
alles daran, diesen Plan aufzuhalten.

Die Naturschutzorganisation BUND Niedersachsen hat eine
Klage gegen den geänderten Planfeststellungsbeschluss für den
7. Abschnitt der A39 beim Bundesverwaltungsgericht
eingereicht. Diese rechtlichen Schritte wurden bekannt,
nachdem bereits 2019 das oberste Gericht in Leipzig die
Bauvorhaben in diesem Bereich gestoppt hatte. Die umstrittene
Strecke erstreckt sich am Südrand der Lüneburger Heide und
verläuft zwischen Wolfsburg und Ehra-Lessien im Kreis Gifhorn.

Umweltbedenken im Vordergrund

Die Entscheidung, erneut rechtlich gegen die Baupläne
vorzugehen, beruht auf der Auffassung der Umweltschützer,
dass in den aktuellen Planungen zahlreiche wichtige Punkte,
insbesondere die Auswirkungen auf das globale Klima,
unberücksichtigt bleiben. „Wir sind der Meinung, dass der Bau
dieser Autobahn der Umwelt schadet und die angrenzenden
Gewässer gefährdet“, erklärten Vertreter des BUND. Diese



Einwände haben bei vielen Anwohnern und Umweltschützern
Besorgnis ausgelöst, da sie die Konsequenzen für die Umwelt in
den Mittelpunkt ihrer Argumentation stellen.

Die Autobahn 39, die von Hamburg nach Lüneburg und weiter
nach Wolfsburg führt, wurde stark in der Diskussion, weil sie als
ein wichtiger Verkehrsweg für die Region angesehen wird. Aber
nicht każdy teilt diese Auffassung. Kritiker argumentieren, dass
die Umweltauswirkungen auf lange Sicht die Vorteile
überwiegen könnten, besonders wenn man bedenkt, dass die
Strecke durch empfindliche Ökosysteme verläuft.

Das Niedersächsische Verkehrsministerium hat jüngst bekannt
gegeben, dass es die finanziellen Mittel für die geplante
Umgehungsstraße in Ehra bereitstellt. Verkehrsminister Olaf Lies
(SPD) kämpft dafür, das Projekt schnellstmöglich umzusetzen:
„Wir werden alles daransetzen, dieses infrastrukturell wichtige
Projekt zügig zu realisieren.“ Er prognostiziert einen Baubeginn
im Frühjahr 2025.

Der Bundesverkehrsminister Volker Wissing (FDP) betont die
Notwendigkeit dieser neuen Verbindung und sieht in ihr eine
Verbesserung der Hinterlandanbindung zu den norddeutschen
Häfen. „Dieser Abschnitt der A39 wird die Mobilität sowie die
Wirtschaftlichkeit unserer Region erheblich steigern“, äußerte er
sich optimistisch. Die Gesamtkosten für die neue Strecke
belaufen sich auf etwa 1,69 Milliarden Euro (Stand 2023).

Der Streit um die Autobahn

Die geplante Autobahn wird nicht nur unter den Pendlern
kontrovers diskutiert, sondern hat auch die Aufmerksamkeit von
Umweltschutzorganisationen auf sich gezogen. Die Autobahn
GmbH hat den gesetzlich festgelegten Auftrag, den etwa 106
Kilometer langen Neubau zu planen und umzusetzen, was den
Konflikt zwischen den Interessen der Infrastruktur und dem
Umweltschutz verdeutlicht.



Die fortwährenden rechtlichen Auseinandersetzungen und die
Diskussion um die Folgen des Autobahnbaus werfen ein Licht auf
die Herausforderungen, die bei der Entwicklung öffentlicher
Infrastruktur in einer zunehmend umweltbewussten Gesellschaft
entstehen. Es wird deutlich, dass der Kampf um den
Verkehrsweg nicht nur eine Frage der praktischen Notwendigkeit
ist, sondern auch eine gesellschaftliche Debatte über Werte und
Prioritäten in Bezug auf Umweltschutz und nachhaltige
Entwicklung.

Mit dieser Klage stehen wir vor einer entscheidenden
Auseinandersetzung zwischen den Anforderungen der modernen
Infrastruktur und der Verantwortung zum Schutz unserer
Umwelt. Wie weit sind wir bereit zu gehen, um einerseits den
Verkehr zu verbessern und andererseits unsere Umwelt zu
bewahren?

Die Diskussion rund um den Lückenschluss der Autobahn 39
zwischen Lüneburg und Wolfsburg ist nicht nur ein lokales,
sondern auch ein überregionales Thema, das vielfältige
Reaktionen hervorruft. Während Pendler und lokale
Wirtschaftsvertreter auf die schnellere Anbindung und die
wirtschaftlichen Vorteile pochen, sind Umweltverbände umso
entschlossener, auf die ökologischen Risiken hinzuweisen, die
ein solches Infrastrukturprojekt mit sich bringt.

Ein weiterer kritischer Punkt in dieser Debatte ist der anhaltende
gesellschaftliche Diskurs über nachhaltige Mobilität und den
notwendigen Umgang mit natürlichen Ressourcen. Die Proteste
und Klagen des BUND sind Ausdruck eines breiteren Trends, bei
dem Umweltschutz und die Notwendigkeit neuer Verkehrswege
oft im Konflikt stehen. Diese Spannungen reichen tief in die
Politik und die öffentliche Wahrnehmung der
Verkehrsinfrastruktur hinein.

Umweltaspekte und rechtliche
Herausforderungen



Wie der BUND argumentiert, führt der Bau eines solchen
Autobahnabschnitts nicht nur zu einer Zersiedelung der
Landschaft, sondern hat auch signifikante Auswirkungen auf die
lokale Tier- und Pflanzenwelt. Die Lüneburger Heide ist ein
schützenswerter Naturraum, der für zahlreiche Arten
Lebensraum bietet. In der Vergangenheit hat das
Bundesverwaltungsgericht in Fällen ähnlicher Art oft von der
Notwendigkeit einer umfassenden
Umweltverträglichkeitsprüfung gesprochen, bevor gerichtliche
Genehmigungen erteilt werden. Ein Beispiel hierfür ist das Urteil
von 2019, das den Bau eines ähnlichen Infrastrukturprojekts
aufgrund unzureichender Berücksichtigung ökologischer
Rahmenbedingungen stoppte.

Zusätzlich zu diesen rechtlichen Herausforderungen hat der
BUND auch Bedenken hinsichtlich der Folgen des Autobahnbaus
für angrenzende Gewässer geäußert. Es wird befürchtet, dass
durch Versiegelung und Verkehrsbelastung die Wasserqualität
beeinträchtigt werden könnte. Diese Ängste korrelieren mit den
zunehmenden globalen Klimawandel-Diskussionen und der
Frage, wie solch großflächige Infrastrukturprojekte langfristig in
ein umweltbewusstes Konzept integriert werden können.

Infrastrukturprojekte und Wirtschaft

Der Infrastruktursektor in Deutschland steht unter Druck,
moderne und funktionale Verkehrsanbindungen zu schaffen,
während gleichzeitig an eine ökologische Wende gedacht
werden muss. Laut dem Bundesministerium für Verkehr und
digitale Infrastruktur betrugen die Gesamtausgaben für den
Straßenbau 2022 alleine in Niedersachsen über 1,1 Milliarden
Euro. Projekte wie der Autobahnbau der A39 werden als
notwendig erachtet, um die erhoffte Wirtschaftserholung in
Folge der COVID-19-Pandemie zu unterstützen. Verkehrsminister
Olaf Lies betont die Bedeutung eines gut funktionierenden
Verkehrsnetzes, um die Wettbewerbsfähigkeit der Region
Lüneburg und Wolfsburg im norddeutschen Raum zu stärken.



Allerdings kommt dieses Vorhaben nicht ohne Kosten. Neben
den finanziellen Belastungen, die durch die Baukosten von rund
1,69 Milliarden Euro (Kostenstand 2023) offensichtlich sind,
spielen auch Fragen der sozialen Akzeptanz und des
Umweltschutzes eine Rolle, die nicht ignoriert werden können.
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